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I . Beilage zu Nr . 3V3 - er Karlsruher Zeitung .
Donnerstag , LS . Dezember R8VU -

Badischer Landtag .
* Karlsruhe , 23 . Dez . 15 . öffentliche Sitzung der

Zweiten Kammer . ( Fortsetzung der Berathung der An¬
träge auf Revision der Verfasung .)

Staatsmiuister vr . Jvlly ; Die Frage nach Revision
der Verfassung liegt sehr nahe ; sie ist jetzt gleichzeitig von
verschiedenen Seiten und unverkennbar mit verschiedenen
Intentionen aufgegriffeu , sie ergibt sich von selbst aus der
Entstehung des Deutschen Reichs und dem Eintritt unseres
Landes in dasselbe . Damit steht gleich Art . 1 der Verfass .-
Art . , nach welchem das Großherzogthum ein Glied des
Deutschen Bundes ist , im Widerspruch , und schon darin
-r^ g für Diejenigen , denen die Nettigkeit der Redaktion
eines Gesetzes die Hauptsache ist , ein Grund zur Verfas¬
sungsänderung liegen ; womit ich übrigens nicht läugnen
- . M , daß für dieselbe auch bessere sachliche Gründe vorhan¬
den sind . Schon aus dem letzten , ja schon auf dem vor¬
letzte » außerordentlichen Landtag , der über den Beitritt un¬
seres Landes zum Deutschen Reiche beschloß , war von den
daraus sich ergebenden Aenderungen der Verfassung die
Rede , und die Großh . Regierung erklärte wiederhol ! ihre
Lolle Bereitwilligkeit , dieselben vorzunehmen . Nur mußte
der Zeitpunkt , wann Das zu geschehen habe , und die Rich¬
tung , in welcher man vorzuschreiten habe , noch weiterer Er¬
wägung und weiterer Erfahrung Vorbehalten bleiben . Nach
Kundgebung dieser Ansicht der Regierung wird es meine
erste Pflicht sein , zu erklären , warum die Regierung ihrer¬
seits diesen) Landtage nicht eine Vorlage gemacht hat , in
der sie die mehr oder minder umfassende Revision der Ver¬
fassung verschlägt . Der Grund unseres Verfahrens liegt
einfach darin , daß wir der Ansicht sind , daß auch noch im
jetzigen Zeitpunkt nur mit der alleräußersten Vorsicht an
«ine irgend tiefer eingreifende Aenderung der Verfassung
Kegangm : werden sollte , daß auch jetzt noch , seitdem wir 3
Zahre Mitglieder des Deutschen Reiches sind und die Ver¬
hältnisse desselben sich für den ersten Anfang bis zu gewis¬
sem Grade konsolidirt haben , die Dinge noch nicht reif ge¬
ling sind , das Verhältniß des Reiches zu den Einzelstaaten
noch lange sich nicht ss bestimmt entwickelt hat , daß man
« ine tiefer eingehende Verfassungsänderung mit der Sicher¬
heit vornehmen könnte , sie werde auf eine lange Reihe von
Jahren hinaus zu den Einrichtungen und Zuständen des
Reiches passen . Aenderungen zu machen auf die Gefahr
hin , daß wir nach 3 , 4 oder 5 Jahren wieder ändern
Müssen , das wird auch von Ihnen Niemand wollen ; man
thut das bei keinem Gesetze , weil man die Erkenntniß hat ,
daß dadurch die Autorität der Gesetze geschwächt wird , am
allerwenigsten thut man das bei eurem VersaffnNgsgesetze .
Wir sind der Ansicht , daß die Verhältnisse noch nicht der
Art sind , daß irgend Jemand ohne Vermessenheit behaupten
Knute , die Dinge « erden innerhalb eines gegebenen Zeit¬
raums in bestimmter Richtung bis zu einem schon jetzt mit
Sicherheit erkennbaren Punkt sich entwickeln , so daß wir
Mit Rücksicht daraus in dem sichern Vertrauen , das Richtige
zu thuu , die Verfassung ändern kennten .

Es wird nun meine nächste Schuldigkeit sein , diese An¬
schauung der Regierung Ihnen erwas näher zu begründen ,
und ich muß um Nachsicht bitten , wenn ich dem einen oder
dem andern der Herren etwas zu sehr in das Detail ein -

zugchcn scheine . Mic scheint , so geistig anregend all die
einzelnen Gesichtspunkte waren , die die HH . Vorredner vol¬
lbrachte » , doch immerhin ein gewisser Mangel in der Be¬
gründung ihrer Anträge darin gelegen zu sein , daß sie zu
wenig auf das Einzelne eingingen , zu wenig die konkreten
Verhältnisse ins Auge faßten . Um ganz sicher zu gehen ,
stelle ich zunächst die Annahmen fest , von denen ich für
die Weiterentwicklung deS Reiches ausgehe . Ich nehme an ,
daß die wechselseitige Kompetenz des Reiches und der Ein¬
zelstaaten — der Punkt , welcher am stärksten und unmit¬
telbarsten die Verfassung der letzteren berührt — wesentlich
uns prinzipiell feststeht , daß darin für die überhaupt ins
Auge zu fassenden Zeiträume keine erheblichen Aenderungen
eintreten werden . Sie können mir freilich antworten : das
ist auch nur eine Vermuthuug , bewiesen ist auch Das nicht ,
und möglicher Weise ist bet mir in diesem Fall , wie eS ja
oft geschieht , der Wunsch der Vater des Gedankens . Ich
glaube , es lassen sich aber doch auch gewiß sehr stichhaltige
Gründe kurz andeuten , die dafür sprechen , daß eine Ver¬
schiebung der wechselseitigen Kompetenz nicht zu erwarten
ist . Es hat daS Reich Das , was es bedarf , um als Reich
fungiren zu können ; e« wird vielleicht im Laufe der Jahre
das Bedürfniß fühlen , Das , was ihm jetzt zugewiesen ist,
vollständiger in seinen Besitz zu bringen , tiefer und voller
zu erfassen , energischer in die Hand zu nehmen ; das Reich
wird aber kaum das Bedürfniß haben , extensiv wesentlich
über Das hinauszugehen , was ihm jetzt zugewiesen ist , und auf
der andern Seite wird den Partikularstaaten nicht viel ent¬
zogen werden dürfen , wenn sie überhaupt im Stande blei¬
ben sollen , die Aufgaben des Staates zu erfüllen . Es ist
.« der in allen deutschen Ländern ein wirklich bestehender
und ein berechtigter Wunsch , daß das innere Staatsleben
mit Selbständigkeit fortgeführt werde . Sie haben also alle
das naturgemäße Bestreben , in ihrer Kompetenz nicht we¬
sentlich weiter beschränkt zu werden ; sie wollen als wirk¬
liche Staaten sortleben . Ich glaube also , wir können da¬
von ausgehen , es werde die wechselseitige Kompetenz deS Reichs
und der Einzelstaaten nicht wesentlich geändert werden . Be¬
trachten wir nun , was sich daraus ergibt , so ist es ja un¬

zweifelhaft , cs ist , könnte man sagen , mit Händen zu grei¬
sen , daß durch die bereits gegebenen Aenderungen , durch
die einfache Tatsache der Existenz deS Reiches , ein nicht
unerheblicher Theil der politischen Funktionen , die bisher
von den Einzclstaaten und in denselben von den Landes¬
regierungen und den Landtagen ausgeübt wurden , auf das
Reich übergegangen ist ; es ist aber nicht minder unzweifel¬
haft und ganz eben so handgreiflich , daß dessen ungeachtet
alle deutschen Partikularstaaten ein vollständiges Staats »
leben fortführen . Es ist ganz handgreiflich , daß heute noch
wie vor 10 Jahren alle deutschen Landtage ganz spezifisch
politische Versammlungen sind . ES wäre völlig verkehrt ,
wenn man die deutschen Landtage mit einem Provinzial -
Landtage zusammen stellen wollte . Die Analogie zu einem
wirklichen Parlamente ist viel näher , als die zu einem
Provinzial - Landtage . Ich erlaube mir , statt aller theore¬
tischen Ausführungen , die Herren einfach auf alle die Vor¬
lagen zu verweisen , die wir bei Beginn dieses Landtags
Ihnen machten . Vergegenwärtigen Sie sich diese Vorlagen
und Sir werden finden , dieselben greifen in alle wesent¬
lichen Beziehungen des Staatslebens so tief ein , sie sind
so spezifisch politischer Natur , wie jemals irgend welche
Vorlagen warm , über welche in diesem Hause verhandelt
wurse . Es mag also ein Theil der politischen Funktionen ,
die früher die Landtage ausübten , bereits aus das Reich
übergegangeu sein , ein sehr erheblicher Theil ist doch zu¬
rückgeblieben , so daß heute noch der wesentliche Charakter
der Landtage der einer das politische Leben des Staats
bestimmenden Versammlung ist . Wie werden sich die Dinge
nun aber weiter entwickeln ? Hier , glaube ich , muß Jeder ,
der einige Bescheidenheit in sich fühlt , bekennen : das ist
mit Sicherheit vovauSzusagen , ziemlich unmöglich . Sie wis¬
sen z B -, im Augenblick ist von den Reichsocgancn der
Beschluß gefaßt worden , die Reichskompetenz auszndehncn
auf das ganze Zivilrecht ; diese Ausdehnung der Reichs -
kompetenz wird voraussichtlich schon in den nächsten Tagen
deutsches Recht sein . Damit scheint auf den ersten Blick
rin zwar sehr weites und wichtiges , aber doch nicht spezi¬
fisch politisches Gebiet den einzelnen Staaten entzogen . Es
ist aber gewiß , daß wenn daS Deutsche Reich » ach An¬
nahme und Durchführung des sogenannten Lasker ' schen An¬
trags das Zivilrecht und die gesammte Justiz - Gesetzgebung
zur Reichssache macht , daß damit und in Folge davon auch
auf das politische Lebe» aller einzelnen Staaten in sehr er¬
heblicher Weise wird eingcwirkt werden . Wie die Dinge
heute liegen , unterliegt es kaum einem Zweifel , daß sehr
bald die Folge der Annahme jenes Antrags die Einführung
der Zivilehe im ganzen Deutschen Reiche sein wird . Das
berührt , wenn cs auch formell als ein Bestcmdtheil der
bürgerlichen Gesetzgebung erscheint , doch sehr wesentliche
Bu chungen zwischen Staat und Kirche . Speziell in un -
serm Lande würde materiell damit nichts geändert ; aber
auch für uns tritt doch gerade in politischer Bez -ehung
eine sehr erhebliche Änderung ein , wenn eine zwar zivil -
rechtliche , aber das Verhälmiß zwischen Staat und Kirche
so nahe berührende Jvstituiion au « einer partikularrecht -
lichcn eine reichsgesetzliche wird . — Das Verhältniß zwi¬
schen Staat und Kirche zu ordnen , wird die Reichsgewalt ,
glaube ich, nicht unternehmen ; das direkt zu thun , würde
sogar im Augenblick außerhalb der Kompetenz des Reiches
liegen , und ich glaube aus deu vorhin entwickelten Grün¬
den , daß die Neichtv - rwaltung nicht dahin streben wird ,
ihre Kompetenz zu erweitern . Aber Sie Alle wissen , das
Reich war bereits durch die unerhörten Angriffe gegen das¬
selbe genöthigt , zur Abwehr gegen gewisse Mißbräuche , die
eine bestimmte Partei innerhalb der Kirche sich erlaubte ,
prohibitive Strafgesetze zu erlassen . Niemand kann wissen ,
ob auf diesem Weg werter gegangen werden muß , und wie
weit , welche weitere Konsequenzen sich ergeben werden , wie
viel von dem politischen Leben der Partikular starten in
Folge davon , sei es der rechtlichen Form nach , sei cs auch
nur thatsächlrch , auf das Reich übergeht . Ein anderer
Punkt . Das Reich ist bereits damit beschäftigt , in Ver¬
bindung mit der Zivil - und der Strafprozeß - Ordnung eine ge¬
meinschaftliche Gerichtsorgantsation herzustellen ; damit wird
wieder ein sehr erheblicher Theil des politischen Lebens der
Partikularstaaten auf das Reich übergehen . Welche Kon¬
sequenzen sich daran knüpfen , oaS ist wieder gar nicht ab -
zusehcn . Einen gewissen Einfluß wird die gleichmäßige
Organisation der Gerichtsbehörden durch ganz Deutschland
unvermeidlich auf die Organisation der nicht richterlichen
Behörden der Einzelstaaten ausüben ; denken Sie z . B .
nur an den nahen Zusammenhang der Staatsanwaltschaft
mit der Polizei . Das Maß dieses Einflusses jetzt bestim¬
men zu wollen , ist aber unmöglich . Der z . Z . vorliegende
Entwurf der GerichtSorgamsation enthält z. B . nichts über
über die freiwillige Gerichtsbarkeit , deren Ordnung zunächst
ausschließlich den Partikularstaaten überlassen bleibt . Zieht
das Reich auch diese an sich, so kann gerade bei dieser Ma¬
terie eine gewisse Einwirkung auf den Organismus der
übrigen Landesvehörden kaum auSbleiben . Ein Anlaß , auch
die freiwillige Gerichtsbarkeit ganz oder theitweise von
Seiten des Reiches zu ordnen , könnte aber in dem durch
daS Zivilgesetz Buch auszustellenden Hypothekenrecht liegen ,
das vielleicht die Anstellung von Hypolhekcnbewahrern noth -
wendig machen wird . — Wie ans dem Gebiet des Rechts ,
so ist es auf dem der Steuern . Die ReichSverfassnng
räumt dem Reiche das Recht ein , direkte und indirekte
Steuern jeder Art eiozuführen . Von der Einfühmng einer

direkten Reichssteuer hat man bis jetzt abgesehen ; ich glaube
aber , daß man dazu kommen wird , um die Matrikularbei »
träge , welche die Einzetstaaten an das RKch zu leiste »
haben , zu beseitigen oder wenigstens erheblich zu ermäßigen .
In der That wäre dies für alle Theilc wünschenswerth ;
es entspräche der Würde deS Reiches , direkte Einnahme »
zu haben , statt auf Beiträge der Partikularstaaten ange¬
wiesen zu sein , und es wäre für diese erwünscht , weil die
verhältnißmäßig hohen und sehr beträchtlichen Schwankun¬
gen unterworfenen Matnkularbeiträge fortwährend die Lan¬
desbudgets mit Verwirrung bedrohen . Nun nehmen Sie
an , das Reich führt eine direkte Steuer ein , z . B . eine
direkte Gewerbesteuer , von der früher wenigstens einmal ge»
rüchtweise die Rede war , oder eine andere direkte Steuer ,
so ist es doch handgreiflich , daß nicht blos diese bestimmte
Art der Besteuerung in den einzelnen Staaten unmöglich
gemacht ist , sondern es greift das wieder ia das ganze
Steuersystem ein . Es ist denkbar , daß das R -clchs -Steuer¬
wesen sich so entwickelt , daß für uns die Frage , wie die
uns speziell obliegenden Ausgaben zu decken seien , eine ,
wenn ich so sagen darf , lediglich Ir - rusche , ihrer emi¬
nenten politischen Bedeutung vollständig entkleidet wird ,
während jetzt noch dieses ganze Gebiet der vollkommen
freien Entscheidung der inzelnen Staaten überlasten ist .
Und wie mit der Justizgtsetzgebmg , wie mit dem Steuer¬
wesen , so ist es mit einer Reihe anderer wichtigster Staats -
aufgaben . DaS Reich ist berechtigt , die Verkehrs Verhält¬
nisse zu ordnen ; wir in Baden haben ein Interesse daran
nicht nur als R ichsangehörige , sondern wir haben ei »
wohlbegründetes , spezifisch badisches Interesse daran , daß .
möglichst bald ein Eisenbahn - Gesetz erlaffen wird , da »
gleiches Reckt hcrsteklt für alle Bahnen , auch für das Ver¬
hältniß zwischen denjenigen , die dem Reich gehören , und
denjenigen , die im Eigenthum eines PartiknlarstaateS stehen .
Je nach der Ausdehnung eines solchen Reichsgesetzes über
das Eisenbahnwesen wird die Selbständigkeit der Leitung
dieses wichtigen Zweiges des öffentlichen Verkehrs in den
einzelnen Staaten mehr oder minder beschränkt ; wie weit ?
darüber kann heute Niemand eine begründete Ansicht
haben ; wir müssen einfach bekmnen : das wissen wir nicht .
Das Reich kann verfügen über die Gewässer , über die
Ströme und Flüsse , insofern sie dem öffentlichen Verkehr
dienen , über vie sog. Privatgewäffer , insofern die Zivil¬
rechts - Gesetzgebung an das Reich übergeht . Wie weit da »
Reich von den in diesen Beziehungen ihm eingeräumten
Befugnissen Gebrauch machen wird , ist einstweilen unbe¬
kannt . Doch genug mit diesen Einzelnheiten ; ich will Sie
damit nicht ermüden ; meine Absicht war nur , statt eine »
allgemeinen , nichts beweisenden Satzes über die mit der
Gründung des Reichs eingetretene Aendernng Ihnen durch
konkrete Ausführungen zu zeigen , daß , wenn wir anneh¬
men , eine prinzipielle Aenderung der wechselseitigen Kom¬
petenz zwischen Reich und Einzelstaaten werde nicht ein¬
treten , daß selbst unter dieser, das Gebiet der Unsicherheiten
und Zweifel am meisten beschränkenden Voraussetzung e»
dennoch absolut verwesten wäre , heute entscheiden zu wollen ^
wie , in welcher Richiunq , bl? zu welchen Zielen , vor Allem ,
in welchem Tempo die RückS - Gesetzgebung sich entwickeln
wird . Wir können nicht behaupten , in 5 oder 10 oder
20 Jahren sind diese oder jene , viele oder wenige wichtige
Staatsausgaben an das Reich übergegangen und nicht mehr
durch die Einzelstaaten zu erledigen . Jeder mag darüber
seine Wünsche und Vnmuthungen haben ; jeder Besonnene
wird aber zugeben müssen , daß irgend eine Sicherheit dar¬
über nicht besteht . Ich schließe da ans , daß an der Ver¬
fassung eines EinzelstaateS , die , um zweckmäßig zu sein ,
durchaus an die Reichsvcrbältnis : sich anschließen muß ,
also von deren Weiterentwickelung sbhängt , im Augenblick
nur mit äußerster Vorsicht etwas geändert werden kann .

Ich bin zu dicker Korstqnrnz gekommen durch eine Be¬
trachtung der wcchscis.' istzcu Kompetenz reS Reiches und der
Parlikularstaatcn , welche* allerdings am unmittelbarsten auf
die Landesverfassungen einwirk : . Zu e m gleichen Resultat
führt aber auch die Bclrcichtnrg anderer Vwhältiusse , deren
Einfluß vielleicht ummttelbarc -

. ober darum nicht minder
bedeutend ist ; rch meine v?' ll .-rn den Organismus de »
Reiches selbst . In diesem nmt . eine sehr wesentliche
Stelle ein : der Bundcsrath ; er Bundes . ath , rcr eines
Theils eine Art Staatenhaus ist , auf der andern Seite eine
Art mitrcgicrende Behörde . Es iß diesem BundeSrathe be¬
kanntlich von dem genialen Schöpfer des Deutschen Reichs
und seiner Verfassung ein außer : cdeutliches Lob zu Theil
geworden , und schon das würde für mich Grund genug sä »,
nicht das Gegentheil über den Bundesrath auszusprechen .
Selbst wenn ich gegen dieses Institut etwas größere Be¬
denken hätte als ich sie habe , so würde ich bescheiden genug
sein , mein Urtheil jenem kompetenteren Urtheil unterzu¬
ordnen ; ich gebe mit voller üebcrzeugung zu, der BundeS -
rath hat in der That bereits sehr große Verdienste .

Er hat vor Allem das ganz außerordentliche >— ma »
könnte freilich sagen , vorherrschend passive — Verdienst ,
daß er wohl die unerläßliche Bedingung war , um das Reich
überhaupt zu Stande zu bringen ; er hat aber auch , seitdem
er aktiv in den Reichsangele » enheiten Mitwirkt , die Leistun¬
gen , die ihm angesonnen warn : , stet« vollkommen er -
füllt und namentlich die Interessen des Ganzen und der
Partikularstaaten im richtigen Einklang zu erhalten gewußt
Also es sei weit entfernt von mir , etwas gegen de» Bun »



deSrath zu sagen , aber der Bundesrath ist bei all ' Dem
eine theoretisch seyr irreguläre Schöpfung .

Wir hatten in Deutschland Jahrzehnte , vielleicht ein

Jahrhundert hindurch eine ganz große , eine übergroße Ver¬

ehrung für die staatsrechtliche Theorie und haben darüber
die staatsrechtliche Praxis vergessen . Nun hat in unfern
Tagen ein unvergleichlich genialer Mann praktisch politische

Zustande in Devt ' chland geschaffen , die alle unsere kühnsten

Hoffnungen und Erwartungen weit hinter sich zurück taffen ,
ohne sich dabei viel um irg -nd welche Theorien zu beküm¬

mern . Man wird aber bei aller Verehrung für ihn doch
die bescheidene Frage aufwerfen dürfen , ob nicht auch die

Theorie ihr Recht habe , ob in einem großen Staatswesen ,
wie in dem Deutschen Reich , auf die Dauer eine Verfas¬
sung sich werde erhalten können , die theoretisch ansehr be¬

denklichen Mängeln leidet und deren systematischer Zusam¬
menhang gar manches zu wünschen übrig läßt . Der Bun -

deSrath hat unzweifelhaft Vortreffliches geleistet und wird noch
Gutes wirken , aber doch läßt sich die Frage schwer unterdrücken :
Werden denn die Funktionen , die jetzt dem Bundesrath
übertragen sind , auf die Dauer vereinigt demselben verblei¬
ben ? oder wird sich der BundeSrath nach seinen verschie¬
den Aufgaben in verschiedene Behörden auflösen ? Wird

einestheils ein Staatenhaus aus ihm entstehen , auderntheils
gesorgt werden für ein anderes Organ , das die Mitregie¬
rung besorgt ? Wird dieses letztere ganz wegfallen und viel¬

leicht einfach ein Reichsministerium geschaffen werden ? Oder
wird vielleicht , ohne daß rechtlich und formell etwas geän¬
dert wird , der Bundesrath wenigstens tatsächlich in der
einen oder in der andern der angedeuteten Richtungen sich
auswachsen ?

Ich darf all ' diese Fragen nur berühren , um das Zuge -

ständniß von Ihnen zu erhalten : Wenn die Verfassung
der Einzelstaaten Harmoniken soll mit dem Ganzen , wenn

sie paffen soll zu der Aufgabe , die der Eiuzelstaat in dem

großen Ganzen zu erfüllen hat , so muffen wir wissen , wie
diese Verhältnisse sich gestalten werden . Ich glaube mit
all ' diesen Ausführungen den Standpunkt der Vorsicht ge¬
rechtfertigt zu haben , welchen die Negierung bisher einge¬
nommen hat und auch fortan einnehmen wird , daß man
nicht zu rasch vorgehe , daß man sich nicht in die Gefahr
begebe , vielleicht wegen äußerer redaktioneller Korrekturen
heute etwas zu ändern , was wir in kurzer Zeit wieder
auf ' s Neue ändern müssen . Diese Bemerkung führt mich
dann zu einem zweiten Punkt , nämlich zu der Frage , wie
soll denn bei der VerfaflungSrevision vorgeschritten werden ?

Der Abg . v . Feder hat zum Schluß wenigstens sich
darüber mit einer mir fast überraschenden Deutlichkeit und
Energie ausgesprochen ; er hat bemerkt , wenn wir an die
NerfassungSrevifion gehen , dann werde kein Stein auf dem
andern bleiben . Diese Ansicht ist mir im höchsten Grad
überraschend . Ich bi » wohl von Ihnen allen seit Jahr und
Tag am häufigsten in der Lage , mich mit der Verfassung
zu beschäftigen , sie in den verschiedensten Beziehungen zur
Anwendung zu bringen . Ein Bedürfniß aber , so darin

herum zu wirtschaften , daß kein Stein auf dem andern
bleibt , ist mir noch nie bemerkbar geworden ; ich habe auch
schon bei dem einen oder andern Paragraphen gefunden , eS
wäre zweckmäßig , ihn etwas umzugestalten , aber eine so
grundstürzende Revision , wie der erste Hr . Antragsteller sie
im Sinne hat , ist sicher kein Bedürfniß und nicht zweck¬

mäßig .
Sehr viel vorsichtiger hat der andere Hr . Antragsteller

sich darüber ausgesprochen , obgleich auch er auf eine Total -

revisiou hiuauszugehen scheint , freilich mehr nur in der

Form , als in der Sache und so, daß nach seiner Ausfüh¬
rung anzunehmen wäre , er betrachte die Art des Vorgehens
schließlich als eine Zweckmäßigkeits - Frage - Er würde also ,
denke ich, auch damit einverstanden sein , daß wir , wenn wir
uns jetzt überzeugen , die Aenderung eines oder mehrerer
bestimmter einzelner Punkte sei nothwendig oder wünschens¬
wert , diese ändern , und successtv , wenn weitere Aende -

rungSbedürfniffe hervortreten , auch diesen gerecht werden .
Er selbst hat ja bereits in dieser Weise verfahren , indem
er neben der weiter gehenden Aenderung zu einer allgemei¬
nen Versassungsrevision einen Gesetzentwurf wegen Einfüh¬
rung der einjährigen Budgetperiode einbrachte . In diesem
Sinne nehme ich den Antrag des Hrn . Abg . Bluntschli
Namens der Gioßh . Regierung an . Wir werden gerne
mit Vertrauensmännern , welche Sie und das andere hohe
HauS unS bezeichnen werden , die Verfassung einer Revision
unterziehen , wobei für heute dahingestellt bleibt , worin die
eventuellen Aenderungen bestehen werden und in welche
Form sie einzukleiven sind . Indem ich es also vermeide ,
in eine Diskussion der Frage einzutreten , ob eine neue Ge -

sammtredaktion der Verfass .- Urk . oder eine Aenderung durch
Einzelgesetze zweckmäßiger sei , will ich mir nur eine Be¬
merkung erlauben . Wie für alle Rechtsentwicklungen , so
wird namentlich bei der Verfassung die Fortbildung der
Neubildung auch entschieden vorzuziehen sein . Ich glaube ,
dieser Satz steht absolut fest , er ist durch die schlagendste »
Erfahrungen bestätigt . Die Fortbildung besteht darin , daß
man daS bestehende Verfassungsrecht untersucht und prüft ,
ob sich darin etwas findet , das nach der Erfahrung man¬
gelhaft oder gar hindernd ist. Solche Bestimmungen hat
man zu beseitigen und durch bessere zu ersetzen. Bei der
Neubildung dagegen schwebt man immer in der Gefahr ,
lediglich um theoretischer Meinungen willen , schließlich nur
aus dem rein äußerlichen Grunde , zu ändern , um eine nett
redtgirte Urkume zu haben . Das scheint mir ein bedenk¬
liches Unternehmen . Die Aenderungen , welche der Hr . Abg .
v . Feder augeregt hat , sind , wenn ich von den blos redak¬
tionellen Anträgen absehe , großen TheilS rein theoretische
und führen auf ein Gebiet , das zu betreten mir aus mehr
als einem Grunde nicht rathsam scheint . Nach seiner An¬
sicht müssen geändert werden : § 5, nach welchem der Groß¬
herzog die ganze Staatsgewalt in sich vereinigt ; die 88 9
und 1b , in sofern hier mehr als eine Redaktionsänderung
beabsichtigt ist , weil dieselben von der Militärgewalt han¬

deln ; § 53 , welcher die Erhebung der Steuern von der

Zustimmung des Landtags abhängig macht ; 8 6b , welcher
von dem GcsetzgebungS - Rechte handelt . Der Grund sür diese
Aenderungen soll darin liegen , daß in allen diesen Bezie¬
hungen jetzt d- s Reich eine konkurrirende Gewalt auSzu -
üben habe . Eine theoretische Festsetzung des Reichs - SkSats -

rechis in seiner Beziehung zum Landesrecht in einer Landes¬
verfassung scheint mir nicht nur überflüssig , sondern gerade¬
zu bedenklich ; sie würde zu einer Menge zweckloser Kontro¬
versen führen und praktisch ohne Werlh sein . Denn über
die Beziehungen zwischen Reich und Staat entscheidet die

Reichsgewalt . An derartigen Vorschriften unserer Verfas¬
sung zu ändern , geht nicht aus einem praktischen Bedürf¬
niß , sondern aus theoretischen Liebhabereien hervor , von de¬
nen man nicht wriß , wohin sie führen . Wie dringend
empfohlen die vorsichtige Fortbildung statt einer übereilter
Neubildung gerade bei Verfassungen ist , wird aber durch
die allerschlagendsten historischen Beispiele bewiesen . Blicken
Sie nach unseren Nachbarn im Westen ; die Franzosen haben
eS an Nettigkeit und Sauberkeit der Verfaffungsurkunden ,
die sie ja nach Dutzenden aufzuweisen haben , am weitesten
gebracht ; sie haben ein unverkennbares Geschick zu elegan¬
ten , logisch gewinnenden Gesetzesredaktionen .

Wenn man aber fragt , haben sie auch die beste Ver¬

fassung und sind aus ihren Verfassungen für sie tat¬
sächlich glückliche politische Zustände hervorgegangen , so
werden Sie ein trauriges Nein erhalten . Die zwei Völker ,
die rechtlich und politisch das Größte geleistet haben , sind
ganz anders verfahren , im Alterthmn die Römer , in un¬
fern Tagen die Engländer . Sie waren klug genug , nicht
alle 10 oder 20 Jahre an ihrer Verfassung zu rütteln ,
um sie immer wieder auf ' s Neue in die modernste Gestalt
zu bringen , sondern sie haben mit einer unerhörten Zähig¬
keit an Dem , was sich erprobt hat , festgehalten , sie haben
immer nur Das , was im einzelnen Fall sie hinderte , ge¬
ändert . Den Engländern ist es gar nicht eingefallen , schön
redigirte Verfassungsurkunden haben zu wollen ; sie haben
es auch nie zu bereuen gehabt .

Komme ich nun nach diesen Ausführungen zu den ein¬
zelnen Punkten , welche die Herren Vorredner als abzu -
Lndernde berührt haben , so sind die wirklichen Aenderungen ,
die von verschiedenen Seiten vorgeschlagen wurden , von
höchst verschiedener Bedeutung ; sie reichen von blosen
Redaktionsänderungen , die man machen kann , wenn man
ein Vergnügen daran findet , die man auch unterlassen
kann , ohne daß etwas daran gelegen ist , sie reichen von
diesen Redaktionsänderungen bis zu sehr wichtigen , tief
eingreifenden materiellen Umgestaltungen unserer Verfassung ,
und daneben sind wieder andere Punkte nicht oder kaum
obenhin berührt , die man , wenn man überhaupt einmal
an eine tiefer greifende Verfassungsrevision gehen will ,
nicht auslassen kann , wie die Domänen -Frage . Es sind
eine Reihe von Dingen zur Sprache gebracht worden , von
denen es mir relativ gleichgiltig erscheint , ob sie geändert
werden . So haben , wie ich bereits auszuführen mir er¬
laubte , die theoretischen Rechtssätze über das Verhältnis !
der Reichs - und Partikularstaats - Gewalt , welche der Herr
Abgeordnete v . Feder berührte , jedenfalls praktisch keine
Bedeutung . Auch noch andere Sätze von meines Er¬
achtens gleich unerheblicher Art sind von demselben Herrn
Abgeordneten vorgebracht worden ; er nimmt z . B . Anstand
daran , daß in § 11 von der Ablösbarkeit der Grundlasten
die Rede ist , im 8 12 von der Beseitigung des Wegzug¬
geldes , in § 13 von der Beseitigung der Konfiskation .
Er sagt , diese Dinge sind geschehen , die Sätze der Ver¬
fassung haben heute einen praktischen Werth nicht mehr ;
ich meine — und vielleicht gilt dies vom Standpunkte
der Kammer aus noch mehr , als vom Standpunkte der
Regierung — man sollte die fraglichen Sätze in der Ver¬
fassung stehen lassen , die ihr in den Augen des Bauern ,
des gemeinen Mannes den allergrößte » Werth geben , die
ihm im praktischen Leben zeigen , welchen eminenten
Werth die Verfassung für unser öffentliches Leben gehabt
hat und fortwährend hat . Ich meine , wir sollten das nicht
herausstreichen , ich glaube es ist von großer Bedeutung ,
diese großen historischen Züge festzuhalten , daß Jedermann
bei der Lektüre der Verfassung sich erinnert , was er dieser
Verfassung zu verdanken hat . Die Autorität der Ver¬
fassung kann nicht fest genug in den Gemüthern wurzeln ,
wir können sie aber am besten fest Wurzeln fassen machen ,
wenn wir Das stehen lassen , was s. Z . den größten prak¬
tischen Werth für die Leute hatte , was fortwährend die
leb der Verfassung in die Ennnerung

Ich glaube , es ist viel rathsamer , derartige Dinge zu
lassen , als sie der Eleganz der Redaktion halber zu strei¬
chen. Der Abg . Bluntschli meint , man solle der im Lauf
der Zeit entwickelten neuen staatsbürgerlichen Rechten und
Pflichten gedenken , er ist aber mit solcher Kürze darüber
weggegangen , daß ich nicht im Stande bin , zu erkennen ,
was er meint . Er brachte seine Äußerung mit den s. g.
Grundrechten in Verbindung , deren Werth zeitweise über¬
schätzt worden sei , den man aber auch nicht unterschätzen
dürfe . Sie hatten im Beginn des Verfassungslebens eine
gewisse Bedeutung als Programm für die Gesetzgebung ;
jetzt könnte man eine Art Extrakt der betreffenden Gesetze
in die Verfassung aufnehmen ; das scheint indeß aber einen
noch geringeren Werth zu haben . Jedenfalls bin ich der
Meinung , daS Alles sind Dinge , die gegenüber der unend¬
lichen Wichtigkeit , die einer Verfassungsurkunde zukommt ,
nicht rechtfertigen können , mehr als absolut nothwendig ist ,
an den Grundgesetzen des Landes zu ändern , denen die
höchste Verehrung aller Bürger zu verschaffen , die also vor
unnöthigen Aenderungen zu bewahren , unsere erste und hei¬
ligste Ausgabe ist . Etwas spezieller eingegangen wurde ,
abgesehen von den Punkten , über welche Gesetzentwürfe
eingebracht sind , und auf welche ich nachher noch zurück¬
kommen werde , nur auf die Frage de« Gn - oder Zwei¬
kammer Systems . Der Abg . v. Feder hat kaum darüber einen

Zweifel gelassen , daß er sofort dem Einkammer - System den
Vorzug geben werde , der Abg . Bluntschli hat das etwas
zweifelhaft gelassen , er hat aber doch vorzugsweise G : ü de
geltend gemacht , die nach seiner Ansicht sür die Verschmel¬
zung beider Kammern angeführt werden können . Neu in
der Ausführung beider Herren war mir der Gedanke , daß
sie die beiden Kammern verschmelzen wollen , daß also in .
dieses Haus , das ausschließlich aus allgemeinen Wahlen
heroorgeht , andere Elemente eintreten sollen , die ihr Man¬
dat auf ganz andere Quellen zurückfuhren . Wir wollen
aber die Frage heute nicht diskutiren , ich begnüge mich hier
damit , diejenigen allgemeinen Gesichtspunkte hervorgehoben
zu haben , welche scharf zu präziseren uns wünschenswerth
scheint . Nur auf einige Bemerkungen des Hrn . Vor¬
redners , die mir thatsächlich nicht begründet scheinen , will
ich mit wenigen Worten erwiedern . Für das Einkammer -
System wurde geltend gemacht , die HH . der Ersten Kammer
würden , sobald sie sich daran gewöhnt hätten , lieber hier
als in dem andern Hause sitzen , und dafür auf die Ver¬
hältnisse im Reichstag Bezug genommen , in welchem alle
Stände neben einander sitzen ; dabei scheint mir doch ein
Versehen zu unterlaufen : in dem Reichstage sitzen Alle
kraft desselben Grundes und können in keiner andern Weise
als durch Wahl in den Reichstag an der Reichs Gesetz¬
gebung theilnehmen ; wenn ich die Herren recht verstanden ,
haben sie hier eine Komposition Hatzen wollen , wonach ein
Theil der Abgeordneten durch Volkswrhl , der andere Theil ,
der bisher einen selbständigen V -' rtretungSkörper bildet ,
durch andere Titel sein Mandat erhielte . Ebenso muß ich
berühren , daß für das Einkammer - System , wie ich glaube ,
sehr mit Unrecht die Analogie der Reichsverfassung heran¬
gezogen worden ist . Das ist ein ganz entschiedener theo¬
retischer und faktischer Jrrthum , denn im Reiche besteht
neben dem Reichstage der Bundesrath . Ich kann nur
wiederholen , der Bundesrath ist nicht rein ein Staatenhaus ,
er hat etwas von der Natur einer mitregierenden Behörde ;
er hat aber doch auch die Bedeutung eines Staatenhauses ,
und wenn Sie ihn als solches nicht wollen gelten lassen ,
weil er auch noch andere Funktionen hat , dann muß ich
sagen , der Bundesrath ist noch mehr als ein Staatenhaus .

Also diese vermeintliche Analogie , daß im Reich das Ein¬
kammer - System eingeführt sei, ist hinfällig , und darin kan «
ein Grund , dasselbe auch bei uns einzuführen , nicht gefun¬
den werden ; im Gegentheil im Reich besteht ein sehr ener¬
gisch ausgeprägtes Zveikammer - Syltem . Im Uebrigen will
ich über die Frage des Ein - oder Zweikammer -SystemS nur
noch Eins bemerken . Da die Mitglieder des andern hohen
Hauses nicht persönlich hier anwesend sind , um ihre Sache
selbst führen zu könnm , glaube ich, ich bin berechtigt und
verpflichtet , das Zeugniß hier abzulegen , daß die Erste
Kammer unseres Landes das höchste politische Lob verdient ,
das einer politischen Institution überhaupt zu Theil wer¬
den kann . So weit meine Kenntniß des parlamentarischen
Lebens in unserem Lande reickt , und ich kann sagen , sie ist
ziemlich vollständig , hat die Erste Kammer gar nie in un¬
serem politischen Leben geschadet , sie hat aber sehr häufig
irr unserem politischen Leben sehr erheblich genützt ; sie hat -

eben so häusig da , wo es wünschenswerth war , temperirend
eingewirkt , wie unter umgekehrten Verhältnissen ein be¬
schleunigtes Tempo hervorgerufen ; so war es seit den Tagen
WessenbergS bi « heute , und ich glaube , statt jeder weitern
Ausführung mich am besten auf das Zeugniß des Hrn .
Abg . Bluntschli selbst berufen zu sollen , der zu glanzvoller
Thätigkeit des andern Hauses persönlich so sehr viel bei -

getragen hat .
Ich komme nun — die andern Punkte brauche ich nicht

näher zu beleuchten — zu den Spezial - Gesetzeatwürfen , die
von verschiedenen Seiten eingekommen sind . Was zunächst
den Antrag des Abg . v. Buß und Genossen betrifft , so
muß ich mich gegen diese « rund und entschieden erklären .
Ich würde gegen diesen Antrag , abgesehen von allem An¬
dern , schon lediglich aus dem formellen Grunde sein , weil
wir erst vor wenigen Jahren in Uebereinstimmung der bei¬
den Kammern mit der Regierung das Wahlrecht neu fest -
gestellt haben . Ich halte es für den größten Fehler , den
man überhaupt begehen kann , an Verfassungen alle paar
Jahre wieder etwas anders zu machen , heute den Punkt
so zu bestimmen , morgen anvers und übermorgen wieder
anders . Ein dringendes Bedürfniß , Das , was vor kaum
3 Jahren festgestelll wurde , heute wieder zu andern , ist
jedenfalls nicht vorhanden ; also schon dieser formelle Grund
würde mir genügen , mich gegen den Antrag deS Abg .
v . Buß zu erklären . Allein auch materiell biu ich gegen
den Antrag und wo möglich noch mehr gegen die Gründe ,
mit welchen er den Antrag unterstützt hat . Vor allen
Dingen muß ich dem prinzipiellen Standpunkte entgegen
treten , den er mit großem rhetorischem Aufwands geltend
machte , das Wahlrecht sei ein angeborenes Menschenrecht ;
das halte ich für eine der verkehrtesten Ideen , der Herr
Antragsteller nehme mir den Ausdruck nicht übel . Die
Wahlsysteme werden aufgestellt mit Rücksicht auf das Inter¬
esse des Ganzest , welchem durch die Wahl Vertreter ge¬
schaffen werden sollen . Das Wahlrecht des Einzelnen ist,
wie jedes andere Recht , Recht und Pflicht zugleich und
kann als Recht nur so weit in Anspruch genommen wer¬
den , als die Fähigkeit zur Erfüllung der Pflicht reicht .
Es ist schlechthin unstatthaft , hier von einem angeborenen
Menschenrecht zu sprechen . Die Frage , wer ein Wahlrecht
haben soll , hängt von dem Beoürfnisse des Ganzen ab ,
hier liegt kein angeborenes Recht des Individuums , wie

z. B . da « Recht aus persönliche Freiheit , vor .
Die Theorie , die mit so großer Emphase vorgebracht

wurde , von dem angeborenen Menschenrechte , zu wählen ,
paßt aber um so weniger , als wir ja ein allgemeines so
ausgedehntes Wahlrecht haben , als es nur bestehen kann ;
es handelt sich vielmehr nur darum , ob direkt oder in¬
direkt gewählt werden soll , und da können wir einstweilen
nach den Erfahrungen , die wir in unserem Lande mit dem
indirekten Wahlrechte gemacht haben , vollkommen beruhigt



^ ein , es hat uns immer eine Kammer geliefert , die in Wahr¬
heit die Repräsentantin der Intelligenz des Landes war ,
gehoben und gehalten durch einen festen , männlichen
Charakter . Ich sehe keinen Grund , abzugehm von Dem ,
was die Erfahrung als gut bestätigt hat ; es wird dazu
mm so weniger Grund vorhanden sein , als in der That
theoretische Gründe genug für dieses Verfahren geltend
gemacht werden können . Bei der indirekten Wahl werden
Vertrauensmänner zu Wahlmännern gewählt von allen

Wahlberechtigten in engem Kreise , so daß jeder Wähler
mit der Selbständigkeit handelt , welche eigene Kcnntniß
« nd eigenes Urtheil gewähren . Die Wahlmänner haben
dann den Abgeordneten zu wählen , und die Vertrauens -
Nnd Wahlmänner sind , wie eö in der Natur der Dinge
liegt und durch alle Erfahrungen bestätigt wird , regelmäßig
die hervorragenderen Männer , die mit besseren Kenntnissen
und weiter reichendem Blick befähigt sind , bei der Aus¬

wahl des Abgeordneten nach eigenem Urtheil zu verfahren ,
besser als dies von der Masse angenommen werden kann .
Ich glaube , die Herren , welche das direkte Wahlrecht be¬

antragt haben , dürfen mir mit Rücksicht auf die Theorie
And Praxis , nach welcher sie und ihre Freunde ein be¬

stimmtes politisches Verhalten den Menschen als eine re¬
ligiöse Pflicht aufzudrängen suchen , nicht verübeln , wenn

ich vermuthe , das Hauptmotiv für ihre Anträge liege darin ,
daß sie die Selbständigkeit der einzelnen Wähler in der

Ausübung des Wahlrechtes eigentlich nicht wollen , obgleich
sie behaupten , daß sie sie wollen . Es kann bei uns jeder
einzelne Mann in dem engen Kreise seiner Heimaths -

gemeinde die Männer , die seine Vertrauensmänner sind ,
selbständig herausfinden ; einen Abgeordneten wählen , das
kann er nicht selbst , dazu bedarf er der Leitung eines an¬
dern , und diese Leitung möchten Sie ihm gerne geben , was

ich Ihnen von ihrem Standpunkt aus nicht verarge , was

ich aber nicht wünsche ; die Selbständigkeit , die er als

Wahlmann hat , die möchten Sie ihm verkümmern , und ich
möchte Sie ihm erhalten . Sie haben sich berufen auf die

Analogie des Reiches . Ich glaube , mau kann sich auf die

Erfahrung des Reiches noch in keiner Weise berufen . Das

System der allgemein direkten Wahlen ist im Deutschen
Reiche Zweimal angewendet worden , zweimal nach bei¬

spiellosen Erfolgen der Staatsgewalt , die durch diese Er¬

folge in einer ganz unvergleichlichen Macht und Kraft da¬

steht . Daraus also , daß unter solchen Verhältnissen zwei¬
mal auch das allgemeine direkte Wahlrecht günstige Resultate
geliefert hat , daraus folgt gar nichts zu Gunsten desselben
gegenüber den viel älteren Erfahrungen zu Gunsten dcs
indirekten Wahlrechts . Um davon sprechen zu können , das
direkte Wahlsystem habe sich bewährt , müßten doch einige
Jahrzehnte darüber vergangen sein , cs müßte sich gezeigt
haben , daß dasselbe auch in Zeiten der Schwäche der

Staatsgewalt , in Zeiten innerer Zerklüftung ohne Scha¬
den für den Ŝtaat bestehen kann . Wenn das aber auch
der Fall wäre , wenn sich das allgemeine direkte Wahlrecht
innerhalb des Deutschen Reichs so bewährt hätte , wie es sich
meines Erachtens historisch noch nicht bewährt hat , und

« och nicht hat bewähren können , so wäre auch dann noch
der Schluß vom Reiche auf unser Land ein total falscher .

Im Reiche von der Ostsee bis zu den Alpen wird das

allgemeine direkte Wahlrecht anders wirken , als in unserem
Leinen Lande .

An den großen Wahlkreisen von mehr als 100,000
Einwohnern müssen mit einer gewissen inner » Nothwen -

digleit ganz naturgemäß alle verschiedenartigen Kräfte sich

geltend machen ; da kann man mit gutem Grunde darauf
vertrauen , daß in jedem einzelnen dieser großen Wahlkreise
« nd noch sicherer in dem aus allen zusammengesetzten weiten

Reiche , dessen einzelne Theile unter den verschiedenartigsten
Einstüfsen stehen , schließlich das Richtige herauskomntt ; aber

Mer gibt uns die allergeringste Garantie dafür , daß nicht
in einem kleineren Lande wie Baden ein einziger sehr leicht

gleichmäßig über das ganze Land vom Bodensee bis zum
Main sich verbreitender Eindruck die Menschen plötzlich so

beherrscht , daß sie in aufwallendem Ungestüm ganz unver¬
mittelt ihre politische Richtung wechseln , weil alle Kreise
dem gleichen momentanen Einfluß unterliegen und die

Korrektur dcs einen durch den andern , wie im großen
Reiche , nicht möglich ist ? Und das Gleiche gilt von dem

einzelnen engen Wahlkreise von 25,000 Personen , « r wel¬

chem sehr viel leichter , als in dem großen Kreise von

100,000 Einwohnern , ein einziger Einfluß zu einem blind

dominirendeu werden kann . Ich irre schwerlich , wenn ich
«rnneyme , daß es auf die Gewinnung solchen Einflusses

abgesehen ist ; und nach welcher Richtung er verwerthet
werden soll , das sehen wir aus dem weiteren Anträge , daß
die Städte aller seitherigen Vorzüge beraubt werden sollen .
Der Abg . v . Buß hat selbst ausgeführt , daß die Städte

vorzugsweise die Repräsentanten der Intelligenz seien ; rechnen
Sie sich selbst aus , was die Tendenz bei seinem Vor¬

schlag der Beschränkung des städtischen Wahlrechts sein mag .
Wenn ich mich dabei als Vertreter der Städte gerire , so

muß ich doch bemerken , daß ich das allgemeine direkte

Wahlrecht auch auf unsere größeren Handels - und Fabrik -

städte nicht angewendet wünschte . Mir scheint cs ein ge¬
wagtes Experiment , den in diesen Städten zusammenge -

häuften Arbeitermassen zu überlassen , wen sie für geeignet
Halten , die politische Richtung des Landes bestimmen zu
helfen . Ich glaube , der Abg . v . Feder hat gegen sein
eigenes wahres Interesse zu frühzeitig und mit zu großer
Selbstverläugnung die Motive des Abg . v . Buß unterstützt .
Ach glaube , wenn wir dieses allgemeine direkte Wahlrecht
« nführteu , dann würden wir auf das Vergnügen verzich¬
ten muffen , die Stadt Mannheim durch die drei politischen
Demokraten , die mir gegenüber ihre Plätze haben , vertreten
- u sehen . Ich vermuthe , es würde « dann drei Sozral -
Demokraten erscheinen , von einer etwas weiter nach links
schillernden Färbung . Sie können sagen : am Ende wäre
auch das Unglück zu ertragen , daß neben tiefem Schwarz
auch funkelndes Roth erscheine ; so pikant aber auch diese

Farbenzusammenstellung als solche sein mag j die politische
Assoziation von Schwarz und Roth scheint mir nicht wün -

schenswerth und ich bin der Meinung , daß wir das erprobte
Gute , dem wir seit 50 Jahren sehr viele der besten Früchte
verdanken , bcibehalten und uns nicht auf gewagte Experi¬
mente einlassen .

Ich komme zu dem letzten Anträge des Hrn . Abg .
Bluntschli , auf Einführung einjähriger Budgetperioden .
Ich lann ini Namen der Regierung meine Uebereinstim -

mung damit erklären . Der Hr . Abg . Bluntschli hat diesen
Punkt in so erschöpfender Weise behandelt , daß eine wei¬
tere Ausführung von meiner Seite überflüssig wäre und
nur abschwächend wirken könnte . Durchschlagend ist schon
der eine Grund , daß das Reich einjährige Budgetperioden
hat ; es ist für uns offenbar das Zweckmäßigste , uns Dem
anzuschließen .

Wenn ich Das anerkenne , so ist meine Meinung nicht
und kann meine Meinung nicht sein , an die Gewährung
der gewünschten Aenderung Bedingungen zu knüpfen . Das ,
was ich ausführen will , läßt sich auch nicht als Bedingung
formuliren , aber es drängt mich, Ihnen die- Vsraussetzung
auSzusprechen , unter welcher allein wir diese einjährige
Budgetperiode wirklich für eine Verbesserung des bestehenden
Zustandes halte ». Das ist cm Punkt , den der Hr . Antrag¬
steller bereits berührt hat , er bezieht sich auf die wesentliche
Abkürzung der landstandischen Verhandlungen ; das ist ganz
unerläßlich . Jetzt nehmen die landständischen Verhandlun¬
gen durchschnittlich 3 bis 4 Monate Zeit in Anspruch ;
die Aufstellung des Budgets absorbirt mindestens für 6
Wochen den größern Theil der Arbeitskräfte in den Mini¬
sterien ; es kommen aljo in einem Landtags -Jahr im Gan¬
zen mindestens fünf Monate heraus , während welcher die
Regierung nur mit sehr getheilter Kraft den regelmäßigen
Geschäften des Landes sich widmen kann . Sollte sich Das
jährlich wiederholen , so müßten die wichtigsten Interessen
dcs Landes Noch leiden . Die Abhilfe , wie man sie in
großen Staaten geschaffen hat , durch Uaterstaatssekrctäre in
den einzelnen Ressorts , ist bei uns unmöglich , DaS würde
nicht bros eine unnöthige Belastung des Etats sein , es paßt
an und für sich nicht zu unfern Verhältnissen . Sie ver¬
langen mit Recht , daß die Chefs der einzelnen Ressorts die
ihnen unterstehende Verwaltung selbst leiten und auch für
das Einzelne Ihnen verantwortlich seien ; das können wir
aber nicht mehr sein, wenn ein Anderer die eigentliche Ver¬
waltung führt , und es wäre eine unfruchtbare und in sich
unwahre Stellung , wenn wir uns auf die rein politische
Regierung beschränken wollten .

Es liegt also im allgemeinen Jutereffe , dahin zu wirken ,
daß eine ganz entschiedene und wesentliche Verkürzung der
einzelnen Landtags - Sessionen eintritt , die sich zumeist aus
einer kürzeren Behandlung des Budgets ergeven wird und
muß . In Verbindung mit der Frage der einjährigen Bud¬
getperioden könnten auch noch andere Fragen aufgeworfen
werden , welche zum Theil auch schon angeregt sind , z. B .
die Frage über die Partial - oder Jntezralernmerung , über
den landständischen Ausschuß rc . , ich war sogar einmal zu
der Ansicht geneigt , daß manche dieser Punkte kaum von
der Einführung der einjährigen Budgetperiode getrennt
werden könnten . Jctzt glaube ich aber , daß es doch mög¬
lich ist , das Eine zu mache« ohne das Andere und daß eS
seinen Werth hat , das Eine zu machen und daS And re
der später » Entwicklung vorzubehalten . Immerhin möchte
ich bitten , diesen Gesetzesentwurf nicht in pleno definitiv zu
erledigen , sondern ihn an eine Kommission zu weisen . Der
Gesetzentwurf , so wie er liegt , sieht einfach aus , ich muß
aber bekennen , es war uns bis jetzt unthunlich , im Staats¬
ministerium uns zu verlässigen , ob nicht eine oder die
andere Ausführungsbestimmung nothwendig ist , um nicht
eine Verwirrung einlreten zu lassen . Ich erinnere nur an
die Thatsache , daß das nächste Budget , wenn Sie auch
dieses Gesetz annehmen , wahrscheinlich doch nicht ein einjäh¬
riges sein , sondern wohl für ein halbes Jahr oder für anoert -

halb Jahre ausgestellt werden wird ; denn wahrscheinlich
wird bis dorthin die Verlegung des Anfangs des Rechnungs¬
jahres nothwendig werden . Diese und ähnliche Fragen
über die Ausführung könnten noch Vorkommen und aus
diesem Grunde bitte ich Sie , diesen Antrag an eine Kom¬
mission zu verweisen .

Damit wäre ich zum Schluß gekommen . Ich bin also
gegen den Antrag v . Buß und Genossen , ich bin für den
Gesetzantrag des Abg . Bluntschli und Genossen und ich gehe
sehr gern auf die weitere Prüfung der VerfassungSreoision
ein ; ich verwahre mich aber gegen den Sinn , in welchem
der Abg . v. Feder diese Revision aufzufassen scheint , wor -
nach kein Stein der Verfassung auf dem andern bleiben
soll ; mein Wunsch ist vielmehr der , daß sehr viele Steine
dieses stattlichen Baues fest ineinander gefügt bleiben ; ich
gehe aus die Revision ein in dem vorsichtig prüfenden und
fortschreitenden Sinne , den der Hr . Abg . Bunschli vertreten
hat . Wir werden , wenn das Haus uns seine Vertrauens¬
männer bezeichnet hat , mit Vergnügen uns mit diesen
Kräften verstärken , um im Verein mit ihnen die Verfas -

sungsreviston vorzubereiten , in dem festen Vertrauen , daß
die von ihnen erwählten Vertrauensmänner wie wir von
dem Streben beseelt sein werden , Alles , was sich als gut
bewährt hat , zu erhalten , nur Das zu beseitigen , was als
mangelhaft oder hinderlich erkannt ist , im Zweifel aber
lieber zwei - und dreimal zu prüfen , ehe man an der Ver¬
fassung rüttelt , in dankbarer Erinnerung an allen den
reichen Segen , den unser Vaterland unserer Verfassung zu
danken hat . ( Bravo !)

Abg . Kiefer : Mit großem Ernst und mit großer Ge¬
wissenhaftigkeit sei die ^Frage der VerfaffungSreviston in
den Kreisen der Majorität geprüft worden , und man sei
zu dem Resultat gelangt , daß der Zeitpunkt für den Be¬
ginn der Arbeit gekommen sei. Der staatsmännische Geist ,
welcher in unserer Verfassung weht , hat auch in den ge¬
setzgebenden Faktoren stets seinen Ausdruck gefunden , und

nicht zum geringsten Theil auch in der Ersten Kammer .

Dieses Haus zeigte sich stets als Kulturstätte und machte -

sich weises MaMlten Mm Ziel ; nie wurde eine grund¬
sätzliche Reaktion verfolgt , nie machte man sich zum Ver¬
treter selbstsüchtiger Interessen . Wenn aber der Gedanke
an eine Reform dieses Hauses auflrilt . so ist er in der
Zusammensetzung desselben begründet , denn andere Bedürf¬
nisse kennt das Jahr 1873 als das von 1818 . Dazu
kommt aber auch , daß der Apparat unserer Gesetzgebung
der Vereinfachung bedarf , und in dieser Hinsicht steht daS
Volk die Nothwendigkeit von zwei getrennten gesetzgebende «
Körpern nicht mehr ein . Dabei könne sich Redner aber
nicht dazu verstehen , das andere Haus einfach zur Ver¬
einigung einzuladen , sondern es müsse eine gewisse Umbil¬
dung stattfinden .

Die Wahlreform isolirt vorzunehmen , sei nicht am Platze ,
wenn auch Redner heute noch wie früher für ein allge¬
meines direktes Wahlrecht auch für dieses Haus sich aus -
sprechen müsse . Die vom Staatsminister angeführte »
Gründe für die indirekte Wahl haben viel Zutreffendes ,
da die direkte Wahl für den einfachen Manu unendlich
schwer ist . Auch werde vielleicht die Freisinnigkeit und die -

Intelligenz dieses Hauses durch direkte Wahl nicht gerade
gewinnen , wie ja z. B . auch in Nordamerika das direkt ge¬
wählte Repräsentantenhaus durchaus keine solche Summe
von Bildung in sich birgt wie der auf der Höhe der Zeit
stehende Senat . Es sei möglich , daß bei dirckker Wahl der
Wunsch des Abg . v . Buß in Erfüllung gehe und zwanzig
Vertreter seiner Partei statt zehn hier erscheinen . Nicht
so nahe liegt die Möglichkeit , daß die großen Städte Sö -
zial -Demokraten in das Haus senden würden . Mußte ja
doch z. B . sogar der politische Demokrat v . Feder 1870
in Mannheim bei direkter Wahl in den Reichstag gegen
Lamey unterliegen . Der Klerus benützt das allgemeine
Stimmrecht nur als Mittel für seine Zwecke , wie er sich
in Frankreich für die Präsidentschaft Napoleons und für
den Staatsstreich an die Spitze der Bauern gestellt habe ,
um die französische Fahne auf dem Vatikan wehen zu sehen .
Ein Rechtsstaats - Enthusiast , als welchen sich der Abg .
v. Buß ausgebe , sei in jener Partei nicht recht am Platze .

Das Wahlrecht ist kein angeborenes Recht , vielmehr ist das
öffentliche Wohl dafür maßgebend und der Einzelne übt es
nur aus im Aufträge des letzteren . Der Ultramontanis¬
mus schwärmt nur für das allgemeine direkte Wahlrecht ;
wenn er das Ohr des Fürsten nicht zu gewinnen im Staude
ist ; das lehrt unsere Verfaffungsgeschichte und mit deur
Syllabus im Verein können jene Freiheitsprinzipien nicht
ernst gemeint sein . Glückticher Weise kann aber heutzutage
jene Partei daS Ohr des Fürsten nicht gewinnen , wie es
auch dem Papst dem Kaiser gegenüber nicht gelang . In
der Wahlagitation versuche man auf jener Seite durch vie
Schmähung unserer Militärkraft das Volk zu vergiften ,
wobei Redner das Beispiel eines ultramontanen Partei¬
führers aufweisen könne .

Redner scheue den Kampf auf dem Boden des direkte »
Wahlrechts nicht , gerade weil er davon ausgcht , daß seine
Partei sich mehr rühren soll . Eine politische Versammlung
in einem Partikularstaate müsse ihre Thäiigkeit verdoppeln ,
um das Fürstenhaus und den Staat lebenskräftig zu erhalte » .
Der schwere Kamps des freien Volksgeistes gegen die ent¬
gegengesetzten Mächte sei aufzunehmen ; und wenn diese auch
mit der mächtigen katholischen Kirche verbunden sind , wird -
elfterer doch siegen .

Der Staatsminister habe sich den Revistonsanträgen nicht
schroff gegenüber gestellt , aber doch den Zustand des Reichs -
ats noch nicht so weit gediehen bezeichnet , daß jenes
Weck fruchtbringend vollführt werden kann . Dem . sei daS
Eine entgegenzuhalten , daß sich das Reich schwerlich iu
seiner Kompetenz vermindern werde und damit sei die
Grenze für jenes Werk vorgezeichnet . Die Opportunität
desselben zu bestreiten , sei unmöglich , wenn auch dabei be¬
hutsam und vorsichtig vorgegangen werden muß . Im Maß¬
system das ganze Land nach einer Schablone zu behandeln ,
das sei kein politischer Gedanke . Auch habe ja Abg . v . Butz
ohne Weiteres zugegeben , daß es seiner Partei nur darauf
ankomme , daß sie mittelst der direkten Wahl mehr Sitze im
Hause gewinne . Wahrend wir darnach streben , daß das
Haus ein treuer Reflex des Volkes in seinen verschiedene »
Erscheinungen darstellen soll , verbinden Sie mit ihren Vor¬
schlägen nur spezifisch ultramontane Part . izwecke. Wenn
wir auch den Kampf gegen Sie auf dem Boden des direkte »
Wahlrechts recht wohl wagen könnten , wie ja auch ihre
Kanditaten 1870 bis auf zwei durchgefallen sind , so ist die

Frage heute die , ob das Wahlrecht für sich zu revidiren ,
opportun ist . Vielmehr sei eine Gesammtrevision der Ver¬
fassung im Vereine mit der Regierung durch maßvolles
Durcharbeiten zu erstreben , und daß dieselbe zum Wohl des

Fürstenhauses und dcs Volkes ausschlagen werde , welches
die Verfassung groß gezogen hat , das kann nicht fehlen .
( Lebhaftes Bravo .) " HW

Nachdem der Abg . v . Feder eine Berichtigung dahin
gegeben hat , daß es nicht seine Absicht fei, es solle bei der

VerfaffungSreviston kein Stein auf dem andern bleiben , unt >
daß er ferner nicht für den Antrag des Abg . v . Buß zu stimmen
vermöge , wird gegen 2 Uhr die Sitzung bis 4 Uhr Nach¬
mittags vertagt .

Nach der Wiedereröffnung der Sitzung um 4 Uhr nimmt
der Abg . Junghanns das Wort : Unsere Verfassung sec
in Ehren zu halten , denn sie habe den badischen Volks¬
stamm eigentlich erst geschaffen . Man müsse um so mehr ,
an ihr festhalten , als der konfessionelle Hader trüb in die
Zukunft sehen lasse . Doch seien gewisse Dinge in der Ver¬
fassung abzuändern , und die Partei des Redners werde
sich auch der einjährigen Landtags - Periode nicht abgeneigt
zeigen , wenn man ihr das direkte Wahlrecht bewillige ,
andernfalls könne sie für jenen Initiativantrag nicht stim¬
men . Es sei am besten , die Erste Kammer aufznheben ,
weil der unabhängige Grundadel dort doch so wie so lahm
gelegt sei ; besser lei es , die nämlichen Wähler , welche die

Abgeordneten wählen , schreiten gleichfalls , aber in andere »



Gruppen zur Wahl von Großgrundbesitzern u. s. w . Aber¬
mals sei vom Syllabus gesprochen worden , und zwar mit
Unrecht , denn die Gewalt des Papstes hört bei den welt¬
lichen Angelegenheiten auf. Ein heilsames Revisionswerk
könne nur zu Stande kommen , wenn man dasselbe dem
Volke selbst zur Abstimmung verlege.

Abg. Blum : In den Reichstags-Kreisen herrsche im All¬
gemeinen keine Sympathie sür eine Revision der Ver¬
fassungen in den einzelnen Ländern . Zum Theil hält man
die Zeit seit Entstehung des Reichs noch für zu kurz hier¬
zu , andererseits sind aber auch die Anhänger des Einheits¬
staats und die Partikularisten dagegen ; gerade deshalb
aber stimme Redner jetzt der Verfassungsrevision zu . Da¬
bei sollen aber gewisse Grundsätze, wenn auch nur als
historische Denkmäler in der Verfassung ihren Platz be-
batten , so die Aufhebung des Zehnten, den der unfehlbare
Papst heute noch in Anspruch nehme- Daß der deutsche
Avel sich am öffentlichen Leben betheilige, sei dringend zu
wünschen, aber nicht in Privilegirter Weise ; er sollte ver¬
zichten auf ein besonderes Wahlrecht- Nach Durchbrechung
verschiedener von Vorrednern berührter Punkte bekennt sich
Redner als ein Anhänger des indirekten Wahlrechts. Der
Initiativantrag auf einjährige Landtags- und Budgetperio¬
den sei besonders auch deßhalb zu empfehlen, weil das Reich
in ser Gesetzgebung nicht schablonenmäßig für alle Länder
arbeiten solle , vielmehr nur die großen Grundzüge Her¬
stellen , welche die Gesetzgebung des Einzel -Landtags dann
auszubauen hat; hierzu sind aber einjährige Landtags-Perio¬
den nothwendig.

Abg. Marke : Die heutige Verhandlung mache den
Eindruck, daß es gelte, den Antrag der Partei des Redners
zu begraben und zugleich die Wahlcampazne einzuleiten.
Der Abg. Kiefer spreche sich wie früher, so auch heute wie¬
der für die direkten Wahlen aus, womit jedoch seine Begründung
nichr ganz übereinstimme. Redner könne nicht für den
Initiativantrag der Majorität stimmen ; zu bedauern sei,
daß man auf eine Verbesserung des jetzigen Wahlversahrens ,
welchem so viele Mißstände anhängen , nicht eingshe ; bei
der vorgeschlagenenMotion werde nicht viel herauskommen
und der Initiativantrag der Majorität sei etwas Unfertiges ;
dem der Rechten 'hätte der Abg. v . Feder wenigstens be¬
dingt zustimmen können .

Abg. Bär : Die Motion des Abg. v. Feder lasse sich
mit der des Abg . Blunlschli wohl vereinigen; überhaupt
könne man sich über v . Feder

's wieder erwachte Hoffnungs -
freudigkeit sehr befriedigt fühlen . Redner stelle zu dem
Initiativantrag des Abg . v. Buß, in Erwägung , daß eine
allgemeine Verfassungsreviston vorgenommen werde und
daß eine Abänderung der Wahlordnung vor der allgemein

, nen Revision weder dringlich noch zeitgemäß sei , den An¬
trag auf Tagesordnung . Zwar würde der Rechten die Er¬
füllung ihres Herzenswunsches nicht viel helfen ; man möchte
aber auf jener Seite gerne, daß der Vermittler zwischen dem
Individuum und der Gottheit auch die Mittelsperson zwi¬
schen dem Urwähler und der Wahlurne sei, und da sei dem
Redner der Wahlmann als Vermittler doch noch lieber ,
wenn auch bei der direkten Wahl der deutsche Bürgerstand
sicherlich seinen berechtigten Einfluß noch üben werde .

Abg. KrebS : Redner sei von der Verhandlung im Gro¬
ßen und Ganzen sehr befriedigt, wenn ihm auch Einzelnes
nicht gefallen habe, so z . B. daß v . Feder dem Adel seine
Privilegien erhalten wolle . Gegen den Antrag v. Buß
mache vor allen Dingen der zweite Theil desselben, daß
25000 Seelen der Bevölkerung je einen Abgeordneten!
ohne alle Unterschiede zu wählen haben , mißtrauisch ; der
Intelligenz der Städte müsse ihr Vorrecht gelassen werden.
Würde der Antrag getrennt , dann könne Redner für den
ersten Theil stimmen, im Ganzen nur für Tagesordnung .

Abg . Lender : Die Motionen auf Verfassungsrevision
seien würdig begründet worden ; nach den Erklärungen des
Ministers aber sei nicht viel in dieser Richtung zu erwarten.

Fürst Bismarck habe das ganze indirekte Wahlrecht ge¬
richtet (Rufe : Das preußische Dreiklassen-System .) Auch
Eckhardt und Kiefer hätten sich vor drei Jahren für die
direkte Wahl ausgesprochen und die vom Staatsminister
dafür angeführten Gründe seien nicht stichhaltig . Bei der
indirekten Wahl herrsche die größte Abhängigkeit und viel
Zank und Uneinigkeit , dagegen seien auch kleine Länder
schon zu ihrem Vortheil zur direkten Wahl übergegangen.
Die städtischer» Privilegien seien nicht mehr am Platze, da
gerade von dort her die wachsende Sozialgefahr droht-
Wenn der Staatsminister gegen die Partei des Redners
sich nicht sehr freundlich gezeigt habe, so sei andererseits
wenigstens zwischen den Zeilen zu lesen gewesen , daß eine
zu große Intimität mit dem Abg. Bluntschli auch nicht
vorhanden sei. Der Abg . Kiefer habe über Alles und Je¬
des gesprochen und Vieles vorgebracht , was er schon früher
gesagt habe; der SyllabuS u. s. w . gehöre nicht hierher ,
die Geistlichen sind eben so gut Volksvertreter auf Grund
ihres Eides . Mit der Schmähung der Militärkraft bei der
Wahlagitation scheine der Abg. Kiefer den Redner gemeint
zu haben. (Abg. Kiefer : Jawohl !) Es sei eine Ver¬
leumdung, ihm nachzusagen , er vergifte das Volk. Die
Partei des Redners habe 1870 eben so gut ihre Pflicht er¬
füllt , wie alle andern und Niemand dürfe ihr die Vater¬
landsliebe absprechen . Wenn man die indirekte Wahl nicht
fürchte , so soll man doch den Kampf aufnehmen. Die
Lbgg . Blum und Bär will Redner übergehen, dem Abg.
Krebs aber bemerken , daß eine Demokratie , welche die
Städteprivilegien aufrecht erhalten wolle und verächtlich
von der Masse der Stimmenden spreche, keine rechte sei;
in dieser Beziehung sei Redner ein besserer Demokrat.

Abg. Roder: Man möge es dem Redner nicht als
Frevel anrechnen, wenn er in dieser vorgerückten Stunde
nach den vortrefflichen Reden , die wir gehört haben , na¬
mentlich nach der ganz hervorragendenRede des Herrn Staats¬
ministers sich noch erlaube, einige Worte an das Haus zu

richten . Ich hätte, fährt Redner fort , mir diese Freiheit
nicht genommen, wenn ich nicht gedacht hätte , daß es doch
auch am Platze sei , daß ein Wähler vom Lande , ein Ab¬
geordneter aus einem Bezirke, der ganz katholisch und nicht
von großen Städten umgeben ist , in dieser Frage auch
seine Meinung, wenn auch nur mit wenigen Worten, kund
gebe. Es hat eine Zeit gegeben, wo meine Freunde und
ich eine große Liebhaberei für das allgemeine direkte Wahl¬
recht gehabt haben . Allein die Erfahrungen , die wir da¬
raus schöpften , haben uns belehrt, daß dasselbe in der
Theorie weit schöner , als in der Praxis sei. Wir haben
in der Praxis so viele Mängel gefunden , daß wir heute
nun und nimmermehr etwas davon wissen wollen . Nicht
nur wir , -Niemand im Volke will das allgemeine Stimm¬
recht. (Rufe : Oho !)

Nein bei uns wenigstens nicht , wenigstens in so lange
nicht, als der Kampf zwischen der Hierarchie und dem mo¬
dernen Staate dauert, so lange wir keine Gesetze haben ,
welche die hierarchischen Bestrebungen in ihre natürliche
Bahn zurückweisen , bis Jeder gleichberechtigt bei den Wah¬
len ist ; denn heute ist dies die Bürgerpartei nicht . Un¬
sere geistlichen Herren walten heutzutage ihres eigentlichen
Amtes nur noch» so nebenher, nicht mehr so, wie sie cs von
Gott und Rechtswegen thun sollten. Unsere geistlichen
Herren sind die reinsten politischen Agitatoren geworden,
die nicht nur Wochen, sondern Monate lang darauf aus-
gehen , Propaganda für ihre Herrschaft zu machen . Wie
will denn da die Bürgerpartei , von der der Abg. Kiefer
gesagt hat , daß sie rührig sein solle, der Geistlichkeit in
der rechten Weist entgegentreten! Die geistlichen Herren haben
in jedem Orte nicht nur einen Unteroffizier, sondern einen
Hauptmann als Agitator , und wir , die wir ganze Bezirke
zu begehen haben , wir können vermöge unserer häuslichen
und Vermögensverhältnisse nicht die ganze Herrlichkeit rn
den Nagel hängen und der Politik nachlaufen, und deßhalb
müssen wir Gesetze haben, welche die hierarchischen Bestre¬
bungen in ihre richtigen Bahnen zmücksrängen. Wc . n
auch unsere geistlichen Herren heutzutage nicht mehr wie
Peter von Amiens hoch zu Roß durch das Land ziehen
und den Kreuzzug predigen , so haben sie doch Eilwägen
und Eisenbahnen genug zur Verfügung , um diesem Ge¬
schäfte nachzukommen . Wollen Sie Beispiele ? So erin¬
nere ich Sie an den Benefiziaten Walk in Uederlingen,
der sechs Wochen lang nicht geruht hat , die Wahlen in
seinem Sinne zu bearbeiten, er hat aber ein glänzendes
Fiasko gemacht . Ich erinnere ferner an einen Kaplan
Weiß in Meßkirch , den man extra von Schwarzach geholt
hat, um dort die Wahlen zu dirigiren und der acht Tage
lang von Haus zu HauS ging, um die Leute zu bearbeiten ,aber trotzdem eklatant unterlegen ist. Da werden Sie
nun glauben , daß man im Seekreis auf dem Lande von
dem direkten Wahlrecht nichts wissen will. Wenn der Abg.
v . Buß jüngst behauptete, die Arbeiter seien es, welche noch
beten, so muß ich ihm erwiedern, daß dies gelinde gesagt
eine große Unwahrheit ist und ein Beweis , daß er mit
den ländlichen Verhältnissen gar nicht bekannt ist . Ich
versichere sie , daß gerade in den wohlhabenden Bürger¬
häusern die Religion und die Liebe zur Heimath gepflegt
wird , nicht bei den Arbeitern , von denen man sagt, daß
sie die Masse bilden , und glauben Sie sicher , daß das
Zeugniß , das er unfern Bürgerfamilien ausgestellt hat,
gute Folgen haben wird, nämlich für uns.

Der Abg. v. Buß sagte , er stehe für die Massen ein. Er
sucht also dort seinen Halt. Nun wenn dies nicht offen
Aufruhr gepredigt ist , wenn diese Aeußerung nicht absicht¬
lich gegen die Besitzenden gerichtet ist , so frage ich , was
dies bedeuten soll. Der Abg. v . Buß hat heute Früh er¬
klärt, das Recht des Wählend sei den Menschen angeboren.
Nun warum lassen Sie uns auch nicht in der Kirche
wählen, wie dies früher der Fall war? Davon wollen Sie
aber nichts wissen. Geben Sie uns das Recht , unsere
Geistlichen zu wählen , dann wollen wir auch das allge¬
meine direkte Wahlrecht zugeben. Der Abg . Lender hat
von der Abhängigkeit bei der indirekten Wahl gesprochen .
Ich bitte Sie um Alles in der Welt , das kann doch der
Ernst des Abg . Lender nicht sein, denn wenn Sie auf das
Land kommen und z. B. den Abg. v . Buß den Bauern auf
dem Heuberg als Reichstags -Abgeordneten Vorschlägen , so
möchte ich wissen, welche Bekanntschaft die Leute dort mit
diesem Herrn haben können . Ich möchte überhaupt wissen,
ob es in einem solchen Falle nicht eben so viel Zaak ,
Hader und Streit absetzen würde, als wenn die Leute einen
Mann wählen , den sie selbst kennen . Ein Wort , das der
Abg. Lender s . Z . meinem Freunde Konrad sagte , vergesse
ich nie. Er hat damals gesagt , der Bürger habe keine
Schule .

(Abg. Lender: »Das ist unrichtig.
")

Ist es nicht so ? Ich habe diese Worte genau in mein
Gedächtniß geschrieben und werde sie lange nicht vergessen.
Ich gebe zu , daß viele Bürger nicht das Glück gehabt
haben , in der Jugend den Wissenschaften obliegen zu können .
Aber eine Schule haben wir auch passtrt und wissen Sie
welche ? Das ist die Schule des Lebens und diese praktische
Schule deS Lebens hat in der Welt auch eine Bedeutung .
Was haben wir aber in dieser Schule gelernt? Dort haben
wir gelernt , nicht nur an den Beispielen der Heimath
selbst, sondern an den Beispielen , die in der ganzen Welt
schon vorgekommen sind und heute noch Vorkommen, daß da
wo die Geistlichkeit einen höheren Beruf , die Menschheit
zu belehren, verläßt und sich aus das Beherrschen verlegt,
Unglück über Land und Volk hereinbricht. Das ist meine
Meinung von der Sache . (Bravo !)

Abg. Nicolai : Wenn der Abg. v. Buß auf die mit
dem indirekten Wahlsystem verbundene Theilnahmlostgkeit
Hinweisen will , so wögen er und seine Parteifreunde sich
doch insbesondere der ihren Wahlen vorausgegangenen
Kämpfe erinnem . Der allerdings geringen Betheiligung

an der Urwahl in Karlsruhe liegt keine politische Interesse¬
losigkeit zu Grunde, sondern ein gewisses Siegesgefühl hatdie Lauheit hervorgerufen. Der Abg. v. Buß hat den
Geist der Karlsruher Bürger vor 25 Jahren rühmend her-
vorgehoben; derselbe lebt aber heute noch und wird sich
zeigen, sobald ein erhebliches öffentliches Interesse in Frage
kommt. Die Vorzüge des indirekten Wahlsystems seien von
der Regierungsbark aus in glänzender Weise dargestellt
worden , un -> dem Abg. Marke sei zu erwiedern , daß
vor 4 Jahren die national - liberale Partei in ihrer Mehr¬
heit gegen die direkten Wahlen sich ausgesprochen hat, wenn
auch damals die Führer eine andere Ansicht kund gaben.
Wenn der Abg. L- nder sich auf ein Urtheil Bismarck's be¬
rufe, so paffe oas auf unsere Verhältnisse, da wir ein all¬
gemeines und gc ^ imes Wahlrecht haben , nicht. An die
Revision de - Verfassung werde mit Pietät für das Kleinod
des Jahres 1818 heranzutreten sein .

Nachdem ein Antrag aus Schluß der Debatte angenom¬
men worden ist , erhallen die Antragsteller noch das Wort .

Abg. v . Feder : Die Motionen würden wohl am besten
an die Abtheilungen, bezhw . an eine Kommission verwiesen
werden . In Betreff seines «Standpunktes über die Erste
Kammer könne sich Redner als Jurist nicht so leicht über
wohl erworbene Rechte hinwegsetzen . Lasse man Bestim¬
mungen, die nicht mehr praktisch seien , von noch so großem
historischen Werthe in der Verfassung stehen , so werde das
jedenfalls den Mann aus dem Volke in Verwirrung setzen;
das öffentliche Recht muß klar gestellt werden . Die Aeu¬
ßerung des Abg Slum , daß die Anhänger deS Einheits¬
staates Gegner n Verfossunzsrevistonen in den Einzel -
staaten sind , ma ye den Redner zu einem um so größere»
Freunde derselben . Die Partei dcö Abg . Lender betone ja
sonst das historische Reckt so außerordentlich ; wie könne
sie andern Leutn zumuthen, daß sie auf historische Rechte
verzichten sollen?

Abg. Bluntschli : die Motion des Abg. v. Feder lasse
sich sehr wohl mit der des Redners vereinigen, sür letztere
empfehle sich übrigens jetzt die Umwandlung in eine Reso-
sutiou ; damit sei die Sache heute definitiv adgethan und ein
viel einfacherer Weg gegeben . Der Antrag des Abg. V.
Buß werde später bei der Verfassungsreviston wieder zu
prüfen sein . Der Gedanke des angebornen Wahlrechts würde
dazu führen, dasselbe auch den Frauen zu gewähret Die
direkte Wahl für den Reichstag trage jedenfalls einen an¬
dern Charakter in sich, weil die Diätenlostgkeit mit ihr ver¬
bunden sei.

Staatsminister vr. Jolli : Der eingeschlagene Weg der
Resolution sei praktisch , die Regierung werde dann in der
Lage sein, bei der Vorbereitung der Angelegenheit mit Ver¬
trauensmännern dieses Hauses und der Ersten Kammer zu-
sammenzuwirken.

Abg. v. Feder : Hiernach ziehe er seine Motion zurück
und schließe sich der Resolution im Sinne de« Staatsmini¬
sters an.

Abg. v. Buß : Der Antrag der Rechten würde ein an¬
deres Schicksal erfahren haben , wenn sie ihn nicht einge¬
bracht hätte. Redner sucht nachzuweisen , daß die Schaffung
des Menschen als politischen Wesen« ihm da« angeborene
Wahlrecht verleibe, und geht dann auf verschiedene Aeuße-
rungen der Vorredner ein . Der Anfang de« Konstitutio -
nalismus sei in den Konzilien zu suchen. Es sei eine Miß¬
deutung, wenn der Abg . Roder sage, Redner rufe die Massen
zum Aufruhr. Dagegen spreche seine Vergangenheit aus
dem Jahr 1848 . Der Kampf des Klerus sei ein solcher
um sein Dasein , für seinen Beruf.

ES folgen noch verschiedene persönliche Bemerkungen u . A. :
Abg . Kiefer : Dem Abg . Marke sei zu erwiedern, daß

er kein Recht habe, darüber abzusprcchen , wenn Redner das
xro und contra einer Frage erörtert habe . Da der Abg.
Lender von Verleumdung gesprochen habe , so müsse Redner
das betr . Referat des bad . Beobachters hier vorlesen. (Redner
thut dies.) Vom Eid des Abg. Lender habe Redner gar
nicht gesprochen ; nur sei die Einigkeit der Ueberzeugung
Lender 's mit der offiziellen Kirche zu bewundern.

Abg . Lender : Er habe sich seiner Zeit nur auf eine
Aeußerung des damaligen Abg . Conrad in Betreff der
Schulbildung bezogen , aber Niemanden einen Vorwurf deS
Mangels an Bildung gemacht . Für Das, was irgend ein
Korrespondent in einem Organe seiner Partei berichtet habe,könne Redner nicht verantwortlich gemacht werden.

Das Resultat der Abstimmung haben wir bereits Nr.
301 d. Bll mitgetheilt.

Badische Chronik .
Buchen , 22. Dez. (Buchen. Nnz.) Die gestern Nachmittag im

Reichsadler hier stattgehabte allgemeine Versammlung war so
zahlreich besucht , daß die WirthschaftSlokaliläten die Erschienenen kaum
Aufnahmen. Die Gegenstände der Tagesordnung waren . Reichstag»«
Wahl " und . Steuer - Frage " . Was die ReichStagS - Wahl betrifft , so
wurd : von der Versammlung die Kandidatur unsere- bekannten geehr¬
ten Landsmanns vr . Gustav Herth in Heidelberg definitiv festgestellt.
In der Steuer -Frage ging nach reiflicher Besprechung und Ueberlegung
dieser sehr schwierigen Sache der Beschluß der Versammlung daht«, unserm
Hrn . Landtags -Abgeordnete» Frey kundzugebcn: 1) daß man eS der
Einsicht unserer hohen Regierung und Ständekammer vertrauensvoll
überlasse, in der Einführung oder Nichteinführung einer Einkommen¬
steuer den sür da» Volkswohl richtigen nnd gerechten Weg zu finden
2) unsern Hrn . Abgeordneten zu ersuchen , geeigneten Ort « dahin zu
wirken , daß die and cu Gegenden gegenüber zu hohe Einschätzung de»
lanbwirthsch. Geländes hiesigen Bezirks niederer angesetzt werde. In
der Versammlung waren 14 Orte de- Bezirks vertreten ; eine spezielle
Einladung ging nicht an alle Orte de» Bezirk».

Vermischte Rnchrichte».
- Kassel , 2S . ^vez. (Fr . I .) Vilmar ' » Broschüre :

»Der Lodeskampf der hessischen Kirche " , ist polizeilich konfi « ztrt
wordn .

Druck und Verlag der G . Braun ' scheu Hofbuchdrnckerei .
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